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Das Oberverwaltungsgericht NRW hat mit Beschluss vom 

16.07.2025 (Az.: 11 A 1933/24) wichtige Fragen zur Verant-

wortlichkeit bei wild abfließendem Wasser geklärt. Der Fall: Nach 

Straßenbauarbeiten zur Verlegung von Glasfaserkabeln wurden 

Rinnsteine nicht ordnungsgemäß wiedereingebaut. Bei starken 

Regenfällen floss dadurch Niederschlagswasser auf das Grund-

stück einer Anliegerin. Die Beklagte argumentierte vergeblich, es 

handele sich um wild abfließendes Wasser von anderen Grundstü-

cken, für das sie nicht verantwortlich sei.

Das OVG stellte klar: Der Träger der Straßenbaulast muss bei Stra-

ßenbauarbeiten darauf achten, dass das Eigentum von Anliegern 

nicht rechtswidrig gestört wird. Diese Pflicht erstreckt sich auch 

darauf, Unterlieger vor Schäden durch wild abfließendes Wasser 

zu bewahren, das von anderen Grundstücken auf die Straße läuft. 

Die Entscheidung bringt Klarheit in einen bisher uneinheitlich 

bewerteten Rechtsbereich. Nach § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 WHG ist 

Niederschlagswasser im Rechtssinne das von Niederschlägen aus 

dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 

abfließende Wasser. Die Frage, ob Regenwasser, das zunächst auf 

unbefestigte Flächen wie Ackerland trifft und dann auf befestigte 

Flächen abfließt, unter die kommunale Abwasserbeseitigungs-

pflicht fällt, wird unterschiedlich beantwortet.

Während diese Frage in der Literatur überwiegend verneint wird, 

hat bereits das OLG Düsseldorf 2017 entschieden, dass Gemein-

den bei der Dimensionierung von Entwässerungseinrichtungen für 

Baugebiete auch wild abfließendes Regenwasser berücksichtigen 

müssen. 

Auch für die Bauleitplanung ist der Beschluss des OVG NRW von 

Belang: Bei der Aufstellung von Bauleitplänen müssen gemäß 

§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB Belange des Hochwasserschutzes und 

der Hochwasservorsorge berücksichtigt werden. Der Hochwas-

serbegriff umfasst heute auch Überschwemmungen durch lokale 

Starkregenereignisse. 

Kommunen sollten daher bei der Bauleitplanung:

•	  		  das Hochwasserschutzkonzept an die Rechtsprechung an- 

passen und wild abfließendes Wasser berücksichtigen,

•	  		  Entwässerungseinrichtungen ausreichend dimensionieren, 

•			  von den Festsetzungsmöglichkeiten des § 9 Abs. 1 Nr. 16 

BauGB Gebrauch machen, etwa für Flächen zur Regelung 

des Wasserabflusses oder für Hochwasserschutzanlagen.

Bauherren sollten beachten, dass sie nach § 5 Abs. 2 WHG zum 

Eigenschutz verpflichtet sind und geeignete Vorsorgemaßnahmen 

zum Schutz vor Hochwasserfolgen treffen müssen. 

Kommunen sollten bei Planungen stets eine umfassende Analyse 

der Wasserabflussverhältnisse durchführen. Hierbei sollte auch 

wild abfließendes Wasser von Nachbargrundstücken einbezogen 

werden. Bauherren empfehlen wir, die ordnungsgemäße Entwäs-

serung in den Bauantragsunterlagen umfassend aufzubereiten. So 

können Nachforderungen im Baugenehmigungsverfahren vermie-

den und spätere Haftungsrisiken minimiert werden.

Verantwortung für wild abfließendes Wasser: 
OVG NRW schafft Klarheit für Kommunen 
und Bauherren

Dr. Inga Schwertner
Fachanwältin für Verwaltungsrecht
Köln: 0221/973002-18
Berlin: 030/7543758-18
i.schwertner@lenz-johlen.de
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Nima Rast
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Köln: 0221/973002-25
Berlin: 030/7543758-25
n.rast@lenz-johlen.de

Unterliegt ein Vorhaben nach dem Umweltverträglichkeitsprü-

fungsgesetz (UVPG) der Pflicht zur Vorprüfung, ist diese auch dann 

durchzuführen, wenn das Bauvorbescheidsverfahren nur eine 

begrenzte Fragestellung – etwa zur Art der baulichen Nutzung – 

betrifft. § 29 Abs. 1 UVPG schreibt die UVP bzw. UVP-Vorprüfung 

in Verfahren zur Vorbereitung einer Zulassungsentscheidung aus-

drücklich auch für Bauvorbescheide vor. Die Pflicht hängt also 

nicht von der Reichweite der Fragestellung ab; ein Bauherr kann 

die Prüfung nicht durch eine enge Bauvoranfrage umgehen. Maß-

geblich sind allein die objektiven Merkmale des Vorhabens.

Das OVG Münster bestätigte dies mit Urteilen vom 17. und 19. 

Dezember 2024 (7 A 828/22; 7 A 794/22). Beide Fälle betrafen 

die Erweiterung großflächiger Einzelhandelsmärkte, bei denen die 

Vorhabenträgerinnen lediglich die bauplanungsrechtliche Zuläs-

sigkeit klären wollten. Das Gericht stellte klar, dass auch hier eine 

UVP-Vorprüfung erforderlich ist.

Nach dem UVPG sind Umweltauswirkungen „abschichtend“ auf al-

len Ebenen der Vorhabenzulassung zu prüfen. Das Bundesverwal-

tungsgericht (Urteil vom 24. April 2024, 4 CN 2.23) hat hervorge-

hoben, dass die Prüfungspflicht nicht nur im Bebauungsplan- und 

Genehmigungsverfahren, sondern auch im vorgelagerten Bauvorbe-

scheidsverfahren gilt, das bereits eine verbindliche Teilentscheidung 

darstellt.

Landesrechtliche Vorschriften stützen dieses Ergebnis: § 1 UVPG 

NRW verweist dynamisch auf das Bundes-UVPG, sodass die Re-

gelungen – einschließlich § 29 – auch im bauordnungsrechtlichen 

Verfahren gelten. Entsprechende Vorschriften bestehen bundesweit. 

Im Kern ist die Systematik einheitlich: UVP- oder UVP-vorprüfungs-

pflichtige Vorhaben dürfen weder im Genehmigungs- noch im Vor-

bescheidsverfahren ohne Umweltprüfung zugelassen werden.

Besondere Bedeutung hat der Bestandsschutz. § 9 Abs. 5 UVPG 

ordnet an, dass Anlagenteile, die bereits vor Ablauf der Umset-

zungsfristen der UVP-Richtlinien 85/337/EWG und 97/11/EG ge-

nehmigt und verwirklicht wurden, bei der Schwellenwertprüfung 

unberücksichtigt bleiben. Für großflächige Einzelhandelsbetriebe 

ist allein die Richtlinie 97/11/EG maßgeblich. Demnach gilt der 

14. März 1999 als Stichtag: Nur Bestände, die vor diesem Da-

tum rechtmäßig genehmigt und realisiert waren, bleiben außer 

Betracht. Das OVG Münster betonte, dass § 9 Abs. 5 UVPG eng 

auszulegen ist. Er greift nur bei Erweiterungen, nicht aber bei Ab-

riss und anschließendem Neubau, da in diesem Fall kein Bestand 

fortbesteht.

Vorhabenträger sollten bereits vor einer Bauvoranfrage klären, ob 

ihr Projekt UVP-vorprüfungspflichtig ist, um unvollständige Unter-

lagen zu vermeiden. Bestandsschutz greift nur bei Erweiterungen 

und nur für vor dem Stichtag rechtmäßig genehmigte Anlagen – 

nicht bei Abriss und Neubau.

UVP-Vorprüfung im 				  
Bauvorbescheidsverfahren

3



© 2025 · Lenz und Johlen Rechtsanwälte Partnerschaft mbB www.lenz-johlen.de

Newsletter
			   Expo Real 2025		   S P E Z I A L

PRAXISHINWEISIm unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB stellt sich bei Bau-

voranfragen – etwa zur Zulässigkeit großflächiger Einzelhandels-

betriebe – häufig die Frage, ob das Gebot der Rücksichtnahme 

ausgeklammert werden darf. Wird diese Frage bejaht, kann sich 

die Bauvoranfrage auf die Art der baulichen Nutzung beschrän-

ken. Das hat den Vorteil, dass die allgemeine bzw. grundsätzliche 

planungsrechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens geklärt werden 

kann, ohne dass kostenintensive Gutachten (z. B. zum Schall-

schutz oder zum Verkehr) beizubringen sind.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts geht 

das Rücksichtnahmegebot im Tatbestandsmerkmal des Einfügens 

nach § 34 Abs. 1 BauGB auf. Einige Obergerichte – insbesondere 

in Bayern, Thüringen und Sachsen – schließen daraus, dass das 

Rücksichtnahmegebot auch bei Bauvoranfragen zu prüfen sei. Nach 

dieser Auffassung sei ein Vorhaben erst dann nach der Art der bau-

lichen Nutzung planungsrechtlich zulässig, wenn zugleich feststeht, 

dass es sich in die Eigenart der näheren Umgebung einfügt, was 

wiederum die Prüfung des Rücksichtnahmegebotes umfasse.

Demgegenüber halten die Obergerichte in NRW, Niedersachsen, 

Rheinland-Pfalz, Hessen und Mecklenburg-Vorpommern eine 

Ausklammerung für zulässig. Diese Sichtweise erscheint nicht 

nur praxisnah, sondern auch rechtlich überzeugend. Zwar ist das 

Rücksichtnahmegebot Teil des Einfügens, dennoch lässt sich dar-

aus nicht zwingend ableiten, dass es bereits im Vorbescheidsver-

fahren geprüft werden muss. Vielmehr kann die Prüfung in das 

spätere Baugenehmigungsverfahren verlagert werden.

In der Praxis ist dringend zu empfehlen, die obergerichtliche 

Rechtsprechung des jeweiligen Bundeslands zu beachten, insbe-

sondere dann, wenn dort eine Ausklammerung des Rücksichtnah-

megebotes für unzulässig erachtet wird. Anderenfalls besteht das 

Risiko, dass eine Klage auch nach einem langwierigen Klagever-

fahren allein wegen der unzulässigen Ausklammerung abgewie-

sen wird, da die Bauvoranfrage nicht prüffähig war.

In Ländern, die eine Ausklammerung zulassen, kann hingegen auf 

die Prüfung des Rücksichtnahmegebotes im Rahmen der Bauvor-

anfrage verzichtet werden.

Problematisch sind Bauvoranfragen in Bundesländern ohne kla-

re Rechtsprechung. Hier sollte im Einzelfall geprüft werden, ob 

und in welchem Umfang eine Ausklammerung – möglicherweise 

beschränkt auf bestimmte Auswirkungen wie Lärm – möglich ist 

oder ob Gutachten vorgelegt werden müssen.

Eine höchstrichterliche Klärung durch das Bundesverwaltungsge-

richt ist jedenfalls zweifelhaft, da die Prüffähigkeit einer Bauvor-

anfrage grundsätzlich durch die Bauordnungen der Länder und 

damit vom jeweiligen Landesrecht bestimmt wird. Landesrecht 

unterliegt jedoch regelmäßig nicht der Kontrolle des Bundesver-

waltungsgerichts, sondern der Bewertung durch die Obergerichte 

der Länder.

Prüfung des Gebotes der Rücksichtnahme 
im Bauvorbescheidsverfahren?

Dr. Sebastian Wies 
Fachanwalt für Verwaltungsrecht
Telefon: 0221/973002-25
s.wies@lenz-johlen.de
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Das Oberverwaltungsgericht NRW hat sich in seinem Urteil vom 

21.05.2025 (7 D 139/22.NE) mit der Frage befasst, ob und wann 

eine mit der Erhöhung des Verkehrslärms verbundene Planung  

ausgeschlossen sein kann. Zum Hintergrund: Die Rechtsprechung 

geht davon aus, dass die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwel-

le bei 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts liegt (BVerwG, Urt. v. 

30.07.2013 – 7 B 40.12 –). Umstritten ist, ob und unter wel-

chen Bedingungen eine planbedingte Erhöhung bei Überschreiten 

dieser Werte dann zulässig sein kann, wenn sich die Erhöhung 

im Bereich unterhalb der Wahrnehmungsschwelle bewegt. Diese 

setzt die Rechtsprechung bei Pegelunterschieden von ca. 1 bis 2 

dB(A) an (OVG NRW, Urt. v. 06.04.2020 – 10 D 31/18.NE –). 

Während in der Planung Lärmarten getrennt zu betrachten und 

planbedingt erhöhte Belastungen abzuwägen sind, kann dies an-

ders sein, wenn die Vorbelastung durch Verkehrs- oder Gewerbe-

lärm bereits oberhalb der grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwel-

le liegt. Teile der Rechtsprechung fordern dann, die Lärmquellen 

nicht mehr getrennt zu betrachten, sondern im Wege der energeti-

schen Addition einen Summenpegel zu bilden (OVG NRW, Beschl. 

v. 26.04.2018 – 7 B 1459/17.NE –). Zudem stellt sich die Frage, 

ob auch eine geringe, unterhalb der Wahrnehmbarkeitsschwelle 

liegende Pegelerhöhung noch abgewogen werden kann oder eine 

zwingende Lärmsanierung erforderlich ist.

In einigen Bundesländern findet sich eine sehr strenge Recht-

sprechungslinie der Obergerichte, nach der auch solche geringen 

und nicht wahrnehmbaren Pegelerhöhungen in diesen Konstella-

tionen nicht planerisch abgewogen werden können, ohne zwin-

gend eine Lärmsanierung – also entsprechende Maßnahmen 

des Schallschutzes – vorzusehen (VGH Baden-Württemberg,  

Urt. v. 10.11.2010 – 5 S 955/09 –; HessVGH, Beschl. v. 

11.01.2022 – 4 BG 1092/21.N –). 

Dies bringt häufig Probleme mit sich; so stellt sich die Frage, ob 

und unter welchen Voraussetzungen die Plangeberin in diesen 

Fällen auf Lärmschutzkonzepte verweisen kann, die eine künftige 

Lärmsanierung vorsehen (vgl. HessVGH, Beschl. v. 11.01.2022 – 

4 BG 1092/21.N –; OVG Rheinland-Pfalz, Urt. v. 31.08.2004 – 8 

C 10423/04 –). 

Der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts NRW hat nun in seinem 

Urteil vom 21.05.2025 (7 D 139/22.NE) festgehalten, dass auch in 

diesen Fällen eine marginale planbedingte Pegelerhöhung (im kon-

kreten Fall 0,3 dB(A)) auch ohne passiven Schallschutz und ohne 

rückwärtige Lüftungsmöglichkeiten der Abwägung zugänglich sei. 

Zwar sei aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG ein grundrechtlicher Gesundheits-

schutz ableitbar. Jedoch komme dem materiellen Gesetzgeber hier 

ein weiter Einschätzungs-, Wertungs- und Entscheidungsspielraum 

zu, der Platz für konkurrierende private und öffentliche Interessen 

lasse und damit die Möglichkeit der planerischen Abwägung eröffne. 

Der 7. Senat des Oberverwaltungsgerichts NRW hat sich mit dem 

hier vorgestellten Urteil der Rechtsprechungslinie angeschlossen, 

die sich schon zuvor durch die Entscheidungen der beiden anderen 

nordrhein-westfälischen Bausenate abzeichnete. In anderen Bun-

desländern ist die Rechtsprechung (noch) strenger. Daher sollte bei 

der Planung von Vorhaben, die zu einer (weiteren) Überschreitung 

der grundrechtlichen Zumutbarkeitsschwelle durch Verkehrslärm 

führen können, sorgfältig ermittelt werden, ob die Erhöhung in ei-

nem marginalen Bereich bleibt und ob eine solche marginale Er-

höhung planerisch abgewogen werden kann oder zwingend eine 

Lärmsanierung voraussetzt.

Geringfügige Lärmerhöhung durch  
Bebauungsplan kann im Wege  
der Abwägung zulässig sein

Dr. Gerrit Krupp
Rechtsanwalt 
Telefon: 0221/973002-25
g.krupp@lenz-johlen.de
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Das Oberverwaltungsgericht Münster (OVG Münster) hat mit 

Urteil vom 29.11.2024 (Az.: 8 A 205/21) entschieden, dass 

auch kleinere Pflegeeinrichtungen als „Pflegeanstalten“ nach 

der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 

gelten und besonderen Schutz vor Lärm genießen.

Der Begriff der „Pflegeanstalt“ i.S.v. Nr. 6.1 S. 1 lit. g TA Lärm 

bedürfe keiner einschränkenden gebietsbezogenen Auslegung 

in dem Sinne, dass die Einrichtung in ihrer Ausdehnung an 

ein Baugebiet heranreichen müsse. Gegen eine gebietsbezo-

gene Auslegung spreche in entscheidender Weise bereits der 

Wortlaut der Vorschrift, der ausdrücklich von „Krankenhäusern“ 

und „Pflegeanstalten“ spreche und sich damit klar von den ge-

bietsbezogenen Formulierungen in der TA Lärm absetze. Bei der 

gewählten Formulierung handele es sich erkennbar auch nicht 

etwa um ein Versehen, sondern um eine bewusste Entscheidung 

des Vorschriftengebers. So sei der Bundesrat einem Vorschlag 

seines Umweltausschusses, die Wörter „in Gebieten“ einzufü-

gen, gerade nicht gefolgt.  Für eine einrichtungsbezogene Aus-

legung streite überdies der mit den strengen Richtwerten ver-

folgte Schutzzweck. Die Schutzbedürftigkeit von Patienten und 

Pflegebedürftigen bestehe dem Grunde nach unabhängig von 

der Größe der Einrichtung. 

Das OVG Münster folgt bei der Auslegung des Begriffs „Pflege-

anstalt“ im Ergebnis dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof 

und widerspricht zugleich dem Niedersächsischen Oberverwal-

tungsgericht. Dieses hatte in seinem Urteil vom 31.50.2007 

(Az.: 1 KN 265/05) den gebietsprägenden Charakter einer 

Pflegeeinrichtung als ungeschriebenes Merkmal aus dem 

Anstaltsbegriff abgeleitet. Mit Blick auf die divergierende Recht-

sprechung der Obergerichte hat das OVG Münster die Revision 

zum Bundesverwaltungsgericht zugelassen.

Ob die für Pflegeanstalten geltenden Immissionsrichtwerte im 

Wege einer Zwischenwertbildung nach Nr. 6.7 TA Lärm erhöht 

werden können, musste das OVG Münster nicht entscheiden. Es 

scheint dies aber für grundsätzlich möglich zu halten. 

Bei der Planung lärmrelevanter Nutzungen ist für Projektentwickler, 

Bauherren, Kommunen und Planungsbüros weiterhin Vorsicht 

geboten, wenn Pflegeeinrichtungen in der Nähe sind. Gleiches gilt 

bei der Planung von Pflegeeinrichtungen in der Nachbarschaft von 

lärmemittierenden Anlagen. In beiden Fällen kann es mit Blick auf 

den besonderen Schutzstatus von Pflegeeinrichtungen zu Lärm-

konflikten kommen. Bereits im Vorfeld sollte daher auf eine sorg-

fältige Bestandsaufnahme der Nutzungen im Umfeld und deren 

Zuordnung zu den in Nr. 6.1 TA Lärm bezeichneten Gebieten und 

Einrichtungen gelegt werden. 

Markus Nettekoven
Rechtsanwalt
Telefon: 0221/973002-89
m.nettekoven@lenz-johlen.de

Lärmschutzrechtliche Einordnung 
von Pflegeeinrichtungen

6



PRAXISHINWEIS

Am Sonntagmorgen noch schnell die fehlenden Zutaten fürs ge-

plante Abendessen einkaufen – das sollen automatisierte Einzel-

handelsbetriebe ermöglichen, die es insbesondere in ländlichen 

Gebieten inzwischen häufig gibt. In den kleinen Läden wird nur 

werktags Personal eingesetzt, um die Warenregale zu bestücken. 

Ob die Ladenöffnung an Sonn- und Feiertagen zulässig ist, hat 

zuletzt aber immer wieder Politik und Gerichte in immer mehr  

Bundesländern beschäftigt.

Die Ladenöffnungszeiten werden durch Landesgesetze geregelt, 

der Sonntagsschutz ist zusätzlich durch das Grundgesetz ga-

rantiert. Die Landesgesetze sehen deshalb für den Einzelhandel 

an Sonn- und Feiertagen nur wenige Ausnahmen vor. In vielen 

Bundesländern beziehen sich die Regelungen aber nicht auf Wa-

renautomaten. Ob dies auch für automatisiert betriebene Ver-

kaufsstellen gilt, ist aber häufig unklar. 

So hatte der hessische Verwaltungsgerichtshof im Dezember 

2023 entschieden, dass automatisierte Verkaufsmodule einer 

Supermarktkette an Sonn- und Feiertagen geschlossen bleiben 

müssen, da das hessische Ladenöffnungsgesetz auch für per-

sonallosen Handel gelte und nicht zwischen Verkaufsstellen mit 

und ohne Verkaufspersonal differenziere (Hess-VGH, Beschl. v. 

22.12.2023 – 8 B 77/22 –). Inzwischen wurde das hessische 

Landesgesetz geändert, so dass nun „digitale Kleinstsupermärk-

te“ mit einer Verkaufsfläche bis 120 m² vom Öffnungszeitenrecht 

ausgenommen werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 4 Abs. 1 Nr. 3  

HessLÖG). Ähnliche Gesetzesinitiativen mit Ausnahmen für 

kleine, digital betriebene Läden gibt es auch in Bayern und 

Schleswig-Holstein. 

Aus Sicht des VG Hamburg sei auch ein Verkaufsraum, in dem 

sich ausschließlich Warenautomaten befinden, eine Verkaufs-

stelle und nicht selbst ein Warenautomat (VG Hamburg, Beschl. 

v. 03.11.2023 – 7 E 3608/23). Anders sehen es mit fast gleich-

lautender Begründung nun die Oberverwaltungsgerichte in NRW 

und Niedersachen. Demnach haben die Landesgesetzgeber 

nicht nur Warenautomaten vom Gesetz ausgenommen, sondern 

selbsttätige Verkaufseinrichtungen insgesamt. Dies gelte auch, 

wenn mehrere Automaten nebeneinander in einem Raum stehen. 

Auf den technischen Fortschritt müsse gegebenenfalls der Ge-

setzgeber reagieren (OVG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 

12.02.2025 – 4 B 976/24; OVG Niedersachsen, Beschluss vom 

13.03.2025 – 7 ME 7/25). In Niedersachsen wird nun ebenfalls 

über eine (klarstellende) Gesetzesänderung politisch diskutiert.

In einigen Bundesländern wurden durch gerichtliche Entschei-

dungen oder Gesetzesänderungen die zunächst bestehende 

Rechtsunsicherheit beseitigt. Dies gilt jedoch nicht ohne Wei-

teres für alle Betriebskonzepte. Einzelhändler sollten deshalb 

weiterhin schon bei der Planung automatisierter Läden die lan-

desrechtlichen Besonderheiten beachten und Betriebskonzepte 

gegebenenfalls danach ausrichten. 

Aktuelle Rechtsprechung zu  
automatisierten Verkaufsstellen

Dr. Benedikt Plesker 
Rechtsanwalt
Telefon: 0221/973002-77
b.plesker@lenz-johlen.de
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